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fasst folgende Grundstücke bzw. Grundstücks-
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- ein ca. 20 m langes Teilstück im Norden 

des Läuferweges 
- die Flurstücke 47/10 und 51/3, die rück-

wärtig an die Grundstücke Groß-
Buchholzer Kirchweg 6 und 8 anschließen 

- das Flurstück 56/4, welches rückwärtig an 
das Grundstück Groß-Buchholzer Kirch-
weg 10 angrenzt. 
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1. Zweck des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
 
Anlass der Aufstellung dieses Bebauungsplanes ist eine bauliche Nachverdichtung auf den 
Grundstücksflächen östlich des Läuferweges. Das künftige Wohnbaugrundstück wurde bisher 
als private Gartenfläche genutzt (Flurstücke 47/10 und 51/3, Flur 9, Gemarkung Groß-Buchholz, 
rückwärtig angrenzend an die Grundstücke Groß-Buchholzer Kirchweg 6 und 8) bzw. liegt brach 
(ehemals städtisches Flurstück 56/4, das rückwärtig an das Grundstück Groß-Buchholzer 
Kirchweg 10 angrenzt). 
 
Die Nachverdichtung an diesem Standort ist städtebaulich sinnvoll, weil der Bereich zwischen 
der Podbielskistraße und dem Groß-Buchholzer Kirchweg mit seiner Zentralität, der exponierten 
Lage am Mittellandkanal und den guten Naherholungsmöglichkeiten insgesamt eine hohe La-
gegunst aufweist. Er wurde in den letzten Jahren durch hochwertige Büro- und Geschosswoh-
nungsbauten deutlich aufgewertet und soll durch die geplante Bebauung in angemessener 
Weise arrondiert werden. 
 
Ende 2009 wurde bereits für eine Wohnbaumaßnahme von der Vorhabenträgerin, Fa. Gund-
lach GmbH & Co KG, eine Mehrfachbeauftragung von fünf ausgewählten Hannoveraner Archi-
tekturbüros durchgeführt. Gegenstand der Beauftragung war die Entwicklung einer städtebauli-
chen und architektonischen Konzeption für den Neubau einer Zeilenwohnbebauung und 
freistehender Einfamilienhäuser. Der damals ausgewählte Entwurf enthielt eine Reihenhauszei-
le mit fünf Wohneinheiten am Mittellandkanal und drei Einfamilienhäuser im südlichen Grund-
stücksbereich. Für dieses Vorhaben wurde 2010 ein Bebauungsplanverfahren begonnen, in 
welchem der Stadtbezirksrat einen Änderungsantrag eingebracht hat, mit dem Ziel, im Plange-
biet maximal fünf freistehende Einfamilienhäuser zu errichten. Daraufhin hat die Vorhabenträge-
rin um Bedenkzeit und Unterbrechung des Beschlussverfahrens gebeten. 
 
Inzwischen hat die Vorhabenträgerin aufgrund der gestiegenen Nachfrage nach Geschosswoh-
nungen in Hannover die Entwurfskonzeption überarbeiten lassen. Unter Berücksichtigung des 
Bedarfs an großen, barrierefreien Wohnungen wurde das Vorhaben dahingehend verändert, 
dass jetzt zwei Wohnbauzeilen mit jeweils fünf großen Wohnungen errichtet werden sollen. Die 
beiden Baukörper sollen als Flachdachgebäude mit je zwei Vollgeschossen und einem Staffel-
geschoss ausgeführt werden. Die notwendigen Stellplätze werden auf dem Baugrundstück in 
einer Tiefgarage nachgewiesen. Durch diese Maßnahmen entsteht im Gegensatz zur bisheri-
gen Planung mehr Freiraumfläche, die begrünt und gärtnerisch gestaltet werden kann.  
 
Darüber hinaus bildet das geplante Vorhaben einen Beitrag zum städtischen Wohnkonzept 
2025. Danach wird bis zum Jahr 2025 ein Zuwachs von ca. 12.000 EinwohnerInnen erwartet. 
Durch diesen Bevölkerungszuwachs und die Zunahme an Haushalten (auch durch Haushalts-
verkleinerung bei gleichzeitig steigendem Bedarf an Wohnfläche pro Kopf) entsteht zusätzlich 
zu dem Handlungsbedarf im Wohnungsbestand bis 2025 ein Bedarf an ca. 7.900 neu gebauten 
Wohneinheiten. Pro Jahr müssen also durchschnittlich über 600 Wohnungen neu geschaffen 
werden. Deren Schwerpunkt, ca. zwei Drittel, liegt bedarfsgemäß im Geschosswohnungsbau. 
Zur Erreichung dieses Ziels sollen mit Hilfe der städtischen Wohnbauflächeninitiative vorhande-
ne Flächenpotentiale planungsrechtlich gesichert und in dichter Folge für Wohnbauzwecke 
ausgewiesen sowie einer standortgerechten Bebauung zugeführt werden. Hierbei sind die un-
terschiedlichen Nachfragegruppen mit ihren Bedürfnissen und Anforderungen an das Wohnen 
zu berücksichtigen.  
 
Der derzeit rechtsverbindliche Bebauungsplan Nr. 1208 setzt die Grundstücksflächen innerhalb 
des Plangebietes als private Grünflächen fest. Zur Umwidmung dieser Flächen in Bauland ist 
deshalb die Neuaufstellung eines Bebauungsplans erforderlich. Mit der vorliegenden, veränder-
ten Vorhabenplanung wurde das B-Plan-Verfahren neu gestartet.   
Der Bebauungsplan soll als vorhabenbezogener Bebauungsplan gemäß § 12 BauGB aufge-
stellt werden, um mit diesem Planungsinstrumentarium die bauliche Umsetzung der priorisierten 
städtebaulichen und architektonischen Konzeption eindeutig zu fixieren. 
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2. Planungsrechtliche Situation 
2.1  Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan stellt für den Planungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 1744 – Läu-
ferweg Nord – Wohnbaufläche dar.  
 
Die angestrebte Grundstücksnutzung als „Wohngebiet für 2 Mehrfamilienhäuser mit jeweils 5 
Wohnungen“ entspricht somit der städtebaulichen Zielsetzung der Stadt Hannover und dem 
Entwicklungsgebot gemäß § 8 Abs. 2 BauGB. Eine Änderung des Flächennutzungsplanes wird 
deshalb nicht erforderlich. 
 
An das Plangebiet schließen folgende Flächendarstellungen an: 
- Im Norden: der Mittellandkanal (Wasserfläche) beidseitig begleitet von allgemeinen Grünflä-

chen 
- Im Osten: Wohnbaufläche 
- Im Süden: Wohnbaufläche und gemischte Baufläche 
- Im Westen: gemischte Baufläche mit Standorten für eine Alteneinrichtung und ein Freizeit-

heim 
 

2.2  Verbindliche Bauleitplanung 

Für das Teilstück des Läuferweges innerhalb des oben beschriebenen räumlichen Geltungsbe-
reiches besteht bereits der rechtsverbindliche Bebauungsplan Nr. 1208 in der Fassung der 
1. Änderung, für die übrigen Flächen gelten die zeichnerischen und textlichen Festsetzungen 
des Bebauungsplanes Nr. 1208 (siehe nachfolgende Plan-Ausschnitte). 
 
Danach sind die von dem geplanten Bauvorhaben betroffenen privaten Flächen bisher als „pri-
vate Grünfläche“ festgesetzt. Lediglich die nordwestliche Ecke des Flurstückes 47/10, welches 
an das Grundstück Groß-Buchholzer Kirchweg 6 angrenzt, ist noch als öffentliche Grünverbin-
dung ausgewiesen und wird zugleich durch eine Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 
und zur Entwicklung von Natur und Landschaft überlagert. Der Läuferweg ist hier z.T. Bestand-
teil der öffentlichen Straßenverkehrsfläche, z.T. ist er als öffentlicher Fuß- und Radweg in die 
öffentliche Grünverbindung integriert. Über ihn wird die direkte Verbindung zum Mittellandkanal 
sowie zur Podbielskistraße / Noltemeyerbrücke im Westen bzw. zum Groß-Buchholzer Kirch-
weg im Osten des Plangebietes sichergestellt. 
 
Im Norden schließt der Mittellandkanal mit den begleitenden Fuß- und Radwegen sowie den 
Grün- und Freiflächen an. 
 
Die Grundstücke im Osten und Südwesten sind als allgemeine Wohngebiete (WA) gemäß § 4 
BauNVO festgesetzt. Zulässig ist eine maximal II-geschossige Bebauung mit einer GRZ von 0,3 
und einer GFZ von 0,5. Mit den textlichen Festsetzungen werden die zulässigen Nutzungen in 
dem WA zum Schutz der Nachbarschaft eingeschränkt, Schank- und Speisewirtschaften sowie 
Tankstellen und Gartenbaubetriebe sind hier unzulässig. 
 
Im Westen wird die festgesetzte öffentliche Grünverbindung durch Flächen für Maßnahmen 
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft überlagert. Von der 
Maßnahmenfläche ausgenommen ist das Flurstück des Läuferweges. 
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Ausschnitt Bebauungsplan Nr. 1208 

 
 
Ausschnitt Bebauungsplan Nr. 1208 - 1. Änderung 
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3. Städtebauliche Situation 
 
Der räumliche Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes und des Vorhaben- 
und Erschließungsplanes sind identisch. Das Plangebiet ist insgesamt ca. 2.060 m² groß und 
umfasst die Flächen, die für die Erschließung des Vorhabens sowie die Neubebauung erforder-
lich sind. Der „Läuferweg“ ist im nördlichen Abschnitt als Fuß- und Radweg gewidmet und ver-
bindet die südlich liegenden Wohngrundstücke mit dem Mittellandkanal. Das künftige Bau-
grundstück ist derzeit als private Gartenfläche mit Baumbestand einzustufen. Das Gelände 
weist, abgesehen von einer Doppelgarage, keine Bebauung auf.   
 
Das städtebauliche Umfeld des Plangebiets wird im Norden durch den Mittellandkanal, im Wes-
ten und Süden durch eine Wohnbebauung aus überwiegend 1½- bis 2½-geschossigen Einfami-
lienhäusern und Wohnbauten geprägt. Ein dreigeschossiges Wohngebäude mit neun Wohnein-
heiten befindet sich am Läuferweg gegenüber dem Planvorhaben. Im Westen, zur 
Podbielskistraße hin, befindet sich ein 5-geschossiges Bürogebäude mit vorgelagerter öffentli-
cher Grünfläche. 
 
Über den Läuferweg ist das Plangebiet von Süden an das öffentliche Straßennetz angebunden. 
Zusätzlich bestehen über Geh- und Radwege als Verlängerung des Läuferweges und parallel 
zum Mittellandkanal direkte Verbindungen zur Podbielskistraße im Westen und zum Groß-
Buchholzer-Kirchweg im Osten. Haltestellen der Bus- und Stadtbahnlinien  befinden sich in 
Fußwegentfernung zwischen ca. 80 m bis ca. 220 m auf der Noltemeyerbrücke und am Geha-
Platz (Buslinien 123, 125 und 631 / Stadtbahnen 3,7 und 9).  
 
Durch die Läden und Geschäfte um den Gehaplatz und im Einkaufspark Klein-Buchholz an der 
Kreuzung Sutelstraße / Adolf-Emmelmann-Straße wird in geringer Entfernung zum Plangebiet 
die Nahversorgung gesichert. 
 
4  Art und Umfang des Vorhabens 
 
4.1 Bebauung 

Innerhalb des Plangebietes sollen entsprechend den Darstellungen des Vorhaben- und Er-
schließungsplanes insgesamt 10 Wohneinheiten neu entstehen. Die Wohnungen verteilen sich 
je zur Hälfte auf zwei Gebäudezeilen mit jeweils zwei Vollgeschossen und einem Staffelge-
schoss. Die beiden Gebäude werden mit Flachdächern versehen und weisen im Bereich der 
zwei Vollgeschosse eine Gebäudehöhe von 6,1 m (Oberkante Dachhaut) bzw. 6.7 m bis zur 
Oberkante der Brüstung auf. Die zurückspringenden Staffelgeschosse erreichen eine Höhe von 
9,6 m inklusive der umlaufenden Attika bzw. von 9,3 m bezogen auf die Oberkante Dachhaut. 
Bezugspunkt für diese Höhenangaben ist der Erdgeschossfußboden (= 0,0 m). Die Erdge-
schosszonen der beiden Gebäude sind gegenüber dem angrenzenden Gelände etwas erhöht 
und werden damit optisch abgesetzt:  

- im Norden gegenüber dem öffentlichen Fuß- und Radweg parallel zum Mittellandkanal um 
etwa 80 cm,  

- im Süden im Vergleich zu den privaten Grünflächen um ca. 40 cm und  

- zum Eingangshof mit den Hauseingängen, der im östlichen Bereich auch auf dem begrün-
ten Dach der Tiefgarage angelegt wird, um 15 cm. 

 
Die Neubebauung ist damit 2 ½-geschossig und fügt sich in Höhe und Nutzungsstruktur in die 
umgebende Bebauung ein. 
 
Die jeweils 5 Wohnungen pro Gebäude sind zwischen 115 m² bis 135 m² groß und mit Terras-
sen im Erdgeschoß, Balkonen im 1. OG und Dachterrassen im Staffelgeschoss ausgestattet. 
Die Grundrisse sind mit großzügigen, hellen Wohn- und Essbereichen konzipiert, wobei die 
Hauptorientierung der Wohnräume nach Süden erfolgt und sie damit optimal zur passiven Nut-
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zung der Sonnenenergie ausgerichtet sind. Die Dächer der Staffelgeschosse sowie ein Teil der 
Dachterrassen werden begrünt.  
 
Mit der geplanten Baumaßnahme wird auf dem Baugrundstück (1.965 m²) eine Grundflächen-
zahl von 0,34 (GRZ-1) erzielt. Unter Hinzurechnung aller befestigten Flächen (Tiefgarage mit 
Zufahrt, private Fußwege, Terrassen) erhöht sich die Versiegelung des Grundstücks auf eine 
Gesamt-GRZ von 0,58 (GRZ-2). Dieses Maß der baulichen Nutzung ist gewollt und städtebau-
lich vertretbar, weil  

- es sich bei dem Plangebiet um einen innenstadtnahen, infrastrukturell gut erschlossenen 
Siedlungsbereich handelt und 

- die nach § 17 BauNVO zulässigen Werte für Wohngebiete (= GRZ-1 bis 0,4) und die nach 
§ 19 Abs. 4 BauNVO zulässige Überschreitung bis zu einer Gesamt-GRZ von 0,6 (GRZ-2) 
z.B. durch Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten sowie durch bauliche Anlagen, durch 
die das Gelände lediglich unterbaut wird (wie eine Tiefgarage), nicht nur eingehalten, son-
dern noch unterschritten werden. 

Die beiden Gebäude werden in offener Bauweise errichtet. Dabei müssen nach der Nieder-
sächsischen Bauordnung (NBauO 2012) Gebäude, soweit sie nicht direkt aneinander gebaut 
sind, einen Grenzabstand von ½ H, mindestens jedoch 3 m einhalten. Dies gilt nach außen zu 
den angrenzenden Grundstücken und auch zwischen Einzelbaukörpern auf demselben Grund-
stück. Dabei dürfen benachbarte öffentliche Verkehrsflächen für die Bemessung des Abstandes 
bis zu ihrer Mittellinie dem Baugrundstück zugerechnet werden. Da diese Abstandsvorschriften 
durch das geplante Vorhaben überall eingehalten werden, ist insgesamt sichergestellt, dass  

- das Bauvorhaben hinsichtlich der Gebäudehöhen und Abstände mit der Nachbarschaft ver-
träglich ist,  

- für die Wohn- und Aufenthaltsräume die Privatsphäre der Bewohner des Bauvorhabens und 
der Wohnbebauung in der unmittelbaren Nachbarschaft gewahrt bleibt (Sozialabstand) und 

- die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse durch ausrei-
chende Belichtungs- und Belüftungsmöglichkeiten der Wohn- und Aufenthaltsräume garan-
tiert bleiben.  

Durch die Neubebauung erhält das Wohngebiet auf der Südseite des Mittellandkanals zudem 
eine städtebaulich klar definierte Raumkante. Mit den Fensteröffnungen zu dem bestehenden 
Fuß- und Radweg wird zugleich eine stärkere Belebung, Einsehbarkeit und Sicherheit des öf-
fentlichen Raumes erzielt. Dabei bleibt mit der öffentlichen Grünverbindung westlich des Läu-
ferweges die Verknüpfung der Baugebiete mit den Erholungsflächen entlang des Mittellandka-
nals erhalten. 

4.2 Erschließung 

Die Erschließung der Neubebauung erfolgt über den Läuferweg. Das Teilstück des Läuferwe-
ges, welches als öffentliche Verkehrsfläche im Vorhaben- und Erschließungsplan gekennzeich-
net ist, dient neben der Zufahrt zu dem Grundstück Läuferweg 8 nur der Erschließung der Tief-
garage und als Zufahrt für Not- und Rettungsfahrzeuge. Der Läuferweg ist für die Anbindung 
der zusätzlichen 10 Wohnungseinheiten ausreichend bemessen und wird nach Abschluss der 
Baumaßnahme als niveaugleiche Mischverkehrsfläche mit Bevorrechtigung der Fußgänger und 
Radfahrer gestaltet. Der befahrbare Abschnitt wird durch eine Abpollerung in Verlängerung der 
Nordgrenze des Grundstücks Läuferweg 8 gegenüber dem nördlichen Teilstück eindeutig ab-
gegrenzt, welches als öffentlicher Fuß- und Radweg bis zum Mittellandkanal bzw. bis zur Pod-
bielskistraße und zum Groß-Buchholzer-Kirchweg führt. Damit bleibt die ungehinderte Durch-
gängigkeit dieser Wegeverbindung für die Bewohner des Läuferweges und der hier bestehen-
den Alten- und Pflegeeinrichtungen gewährleistet. Vom Läuferweg aus gelangt man über den 
privaten Eingangshof mit dem Fußweg und dem Spielbereich zwischen den beiden neuen Ge-
bäuden zu deren Hauseingängen.  
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Alle für das Bauvorhaben bauordnungsrechtlich notwendigen Stellplätze (ST) für Bewohner (10 
ST)  und Besucher (2 ST) werden auf dem Baugrundstück in der Tiefgarage nachgewiesen.  
Zusätzlich sind in der Tiefgarage 2 weitere Stellplätze für das Grundstück Groß-Buchholzer-
Kirchweg 8 mit berücksichtigt, die als Ersatz für die bisherige ebenerdige Doppelgarage dienen. 
Die Zufahrt zur Tiefgarage wird im ersten Abschnitt ebenerdig und danach als Rampe mit einer 
maximalen Steigung bis 15% ausgebildet. Die Rampe wird durch eine niedrige Stützmauer ein-
gefasst und ist so angeordnet, dass für ausfahrende Autos die Einsehbarkeit des Läuferweges 
gewährleistet wird und auf dem Baugrundstück eine ausreichend bemessene Aufstell- und War-
tefläche vorhanden ist, um Fußgänger und Radfahrer vor der Weiterfahrt passieren zu lassen. 
 
In dem Untergeschoss mit der Tiefgarage befinden sich auch die Abstellräume für die Wohnun-
gen und ein Fahrradraum. Das Untergeschoss ist über Treppenhäuser und Fahrstühle direkt mit 
den Wohnungen verbunden. Zusätzlich ist es auch über eine Außentreppe direkt von dem Ein-
gangshof erreichbar.  
 
Durch den Bau einer Tiefgarage können die ebenerdigen Bereiche größtenteils als Freiflächen 
und Aufenthaltszonen genutzt und mit unterschiedlichen Gehölzanpflanzungen gärtnerisch ge-
staltet werden. Der Zugangsbereich zu den Hauseingängen wirkt dadurch großzügig. 

4.2.1 Rettungswege / Brandschutz 

Für die Sicherstellung der notwendigen Rettungswege werden die Brandschutzanforderungen 
eingehalten.  

Die Entfernung der neuen Wohngebäude vom Wendehammer vor dem Haus Läuferweg Nr. 9 
bis zu den beiden geplanten Hauseingängen beträgt weniger als 50 m und die Fußbodenhöhe 
der Aufenthaltsraumes über dem Hauseingangsniveau weniger als 7m.  

Für die Feuerwehr ist das Grundstück über den Läuferweg anfahrbar. Die Poller können hierfür 
entfernt werden. Darüber hinaus werden die Bewegungs- und Aufstellflächen für die Feuerwehr 
bei der Freiraumplanung berücksichtigt und vor den entsprechenden Fenstern ausreichend 
große und befestigte Flächen zum Aufstellen von Leitern vorgesehen, so dass der 2. Rettungs-
weg für alle Wohnungen über die Anleiterbarkeit vom privaten Erschließungsweg aus gewähr-
leistet ist.  

4.2.2 Baustellenzufahrt 

Um die Belastungen der Anwohner des Läuferweges während der Bauzeit zu reduzieren und 
einen zügigen Bauablauf zu gewährleisten, wird  über die öffentliche Grünfläche am Läuferweg 
zeitlich befristet eine Baustellenzufahrt im Einbahnstraßensystem von der Podbielskistraße in 
Richtung Plangebiet hergerichtet. Hierzu werden Abschnitte des Flurstückes 49/16 und zum 
geringeren Teil auch das Flurstück 49/21 (beide Gemarkung Groß-Buchholz, Flur 14) in An-
spruch genommen. Diese Flächen werden entsprechend der Vereinbarung mit der Stadt Han-
nover nach Abschluss der Bauarbeiten wieder in den ursprünglichen Zustand zurück versetzt.  

4.2.3 Fahrradständer 

Für die Fahrräder der Bewohner ist im Untergeschoss in Verbindung mit der Tiefgarage ein 
Fahrradraum vorgesehen. Weitere Bügel für Besucher und Kurzparker werden vor den Haus-
eingängen aufgestellt. 
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4.3 Gebäudegestaltung 
 
Die beiden länglichen Baukörper begrenzen den Eingangshof im Norden und Süden. Sie sind 
leicht angewinkelt auf dem Grundstück angeordnet und öffnen sich einladend in Richtung Läu-
ferweg. Zur Unterstützung dieser städtebaulichen Figur sind die westlichen Stirnseiten abge-
schrägt und die jeweiligen Außenecken gerundet. Die Fassadenflächen sollen ruhig und klar 
gegliedert sein. Deshalb wird bewusst auf vorspringende Bauteile, wie Balkone, Erker usw. ver-
zichtet. Stattdessen treten die Balkon- und Terrassenflächen sowie das Staffelgeschoss gegen-
über der Hauptfassade zurück und ermöglichen so für jede Wohnung geschützte Außenflächen. 

Die Fassadenflächen sind in dunklem Putz gehalten. Als Kontrast dazu ist für die großzügig 
bemessenen Fensteröffnungen mit bodentiefen Fenstern ein helles, holzfarbiges Material vor-
gesehen. Ergänzt werden einige Fensterflächen durch ebenso holzfarbige Seitenwandbauteile. 
Die Leibungen der Fenster und Balkonflächen sind in hellen Farbtönen abgesetzt. 

Das Staffelgeschoss und die kleinen Vorsprünge auf den Oststirnseiten sind mit Holzelementen 
verkleidet. Mit den abgewinkelten Flächen, der klaren Gliederung, dem hohen Anteil an holzfar-
benen Elementen sowie dem aus unterschiedlichen Blickwinkeln entstehenden Farbeindruck 
entwickelt sich ein lebendiges wohnliches Ensemble. 

Die Flachdächer der Staffelgeschosse werden extensiv begrünt. Zusätzlich erhält bei dem süd-
lichen Gebäude auch der östliche Flachdachbereich des  zweigeschossigen Gebäudeteiles eine 
Dachbegrünung. 

4.4 Freiflächengestaltung 
 
Die Freiflächen werden als zusammenhängende Grünanlage mit Rasenflächen, einheimischen 
Sträuchern, Hecken und Bäumen parkartig gestaltet.  

Der zwischen den Gebäuden verlaufende Erschließungsweg mit seiner Aufweitung am östli-
chen Ende und den angrenzenden Grünflächen soll der gemeinschaftlichen Nutzung dienen 
und mit dem Kleinkinderspielplatz sowie mit den Flächen zum Treffen und Verweilen für die 
künftigen Bewohner Angebote für eine generationsübergreifende Nutzung schaffen. Kleinere 
Teile der Grünflächen und der platzartigen Aufenthaltsfläche sind durch die Tiefgarage unter-
baut. 

Die nach Süden ausgerichteten privaten Terrassen der vier Erdgeschosswohnungen werden 
gegenüber der Gemeinschaftsfläche durch eine Bepflanzung (Hainbuchenhecken) und erhöhte 
Podestflächen abgesetzt. 

Als Abgrenzung des Grundstückes zu den öffentlichen Flächen und zu Nachbargrundstücken 
sind Hainbuchenhecken vorgesehen. Die befestigten Flächen werden wasserdurchlässig ge-
pflastert. 

Insgesamt werden mit den vorgesehenen Begrünungsmaßnahmen hochwertig gestaltete Au-
ßenbereiche geschaffen, die die Privatsphäre der Bewohner des Bauvorhabens wie auch der 
Nachbarn außerhalb des Geltungsbereiches dieses Bebauungsplanes sichern.  

4.4.1 Spielplatzflächen  

Private Spielplatzflächen (Kleinkinderspielplatz) 
Aufgrund der Größe und der Anzahl der Wohnungen wird gem. § 9 Abs. 3 der Niedersächsi-
schen Bauordnung (2012) ein Kleinkinderspielplatz mit einer nutzbaren Spielfläche von ca. 
25 m²  für Kinder bis 6 Jahren erforderlich. Die in dem Eingangshof im östlichen Bereich der 
zentralen, platzartigen Freifläche vorgesehene Spielfläche wird ca. 35 m² groß sein. 

Damit wird den Ansprüchen an die gesetzlich geforderte Spielplatzversorgung ausreichend 
Rechnung getragen. Der genaue Nachweis der Spielplatzfläche hinsichtlich der Lage auf dem 
Grundstück und der Ausstattung erfolgt im Rahmen des Bauantrages. 

Öffentliche Spielplatzflächen 
Der nächstgelegene öffentliche Spielplatz befindet sich in ca. 380 m Fußwegentfernung an der 
Käthe-Steinitz-Straße. Außerdem bietet der öffentliche Grünzug südlich der Uhlestraße zwi-
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schen dem Groß-Buchholzer-Kirchweg und dem Merianweg weiteren Bewegungsraum für Kin-
der und Jugendliche. In den Grünzug ist auch eine Kinderspielfläche mit integriert. Die Fußwe-
gentfernung zur Neubebauung beträgt ca. 310 m.  
 
Die Spielflächen sind für den zusätzlichen Bedarf durch die 10 neuen Wohneinheiten entspre-
chend dem Ratsbeschluss über Orientierungswerte für Spielflächen ausreichend dimensioniert.  
 
4.4.2 Neuanpflanzungen nach Baumschutzsatzung und Eingriffsregelung 

Das Baugrundstück weist 24 Baum- bzw. Gehölzstandorte unterschiedlicher Größe und Qualität 
auf, die bei Umsetzung der Planung alle gefällt werden müssen (siehe Anlage zum Umweltbe-
richt). Ihre Erhaltung ist aufgrund der mit der Baumaßnahme verbundenen Boden- und Grün-
dungsarbeiten nicht realisierbar. Auch bei Standorten außerhalb des Baufeldes würden Schädi-
gungen der Baumwurzeln aufgrund zu geringer Abstände zur Baugrube die Standsicherheit 
erheblich und dauerhaft gefährden. 
 
Nach der Baumschutzsatzung der Stadt Hannover fallen 10 Stück dieser Einzelbäume bzw. 
Großgehölze nicht unter die Satzung, da sie einen Stammumfang von weniger als 60 cm auf-
weisen:  Amelanchier canadensis (Felsenbirne) / Betula pendula (Hängebirke) / Cornus sangui-
nea (roter Hartriegel) / Malus domestica (Apfelbaum) / Prunus domestica (Pflaumenbaum) / 
Pyrus communis (Birnbaum) / Salix sp. (Weide) / Syringa vulgaris (Flieder). Für diese Gehölze 
werden keine Ersatzpflanzungen erforderlich.  
 
Dagegen weisen die anderen 14 zu fällenden Einzelbäume Stammumfänge über 60 cm auf, so 
dass hierfür entsprechend der Baumschutzsatzung Ersatzpflanzungen erforderlich werden. Da-
bei handelt es sich u.a. um Prunus cerasus (Sauerkirsche) und Acer platanoides (Spitzahorn) 
am nördlichen Rand des Plangebietes sowie um Quercus robur (Eiche) und Picea abies (Fich-
te), die fast auf der östlichen Grenze des Baugrundstückes stehen. Diese Bäume müssen im 
Verhältnis 1 zu 2 ersetzt werden.  
 
Somit müssen insgesamt 28 Bäume neu gepflanzt werden, von denen unter Berücksichtigung 
der Anordnung der Baukörper und der Unterbauung des Geländes durch die Tiefgarage 18 
Stück im Plangebiet angeordnet werden können. Es handelt sich dabei, wie in dem Plan „Frei-
anlagen – Gehölze“ im Umweltbericht angegeben, sowohl um heimische Laubbäume (Stamm-
umfang mindestens 18-20 cm) als auch um Obstbäume (Hochstamm, Stammhöhe 1,8 m). Die 
gewählten Standorte berücksichtigen dabei die Wuchs- und Entwicklungspotenziale der unter-
schiedlichen Arten sowie die Besonnung und Belichtung der Wohnräume und Terrassen. 

Darüber hinaus verbleiben noch 10 Ersatzbäume sowie die Kompensation gemäß Eingriffsrege-
lung. In Abstimmung mit der Stadt Hannover – Fachbereich Umwelt und Stadtgrün – werden als 
Ersatzmaßnahme im Rahmen des Projektes „Wohnen am Listholze“ (Am Listholze, Gemarkung 
Klein Buchholz, Flur 23, Flurstück 44/53) durch die Fa. Gundlach insgesamt 17 Bäume mit ihrer 
Pflanzfläche nachgewiesen, mit denen gleichzeitig die Forderung der Baumschutzsatzung ab-
gegolten ist. Die Absicherung der Ersatzmaßnahmen erfolgt mit dem Durchführungsvertrag 
(siehe hierzu auch im Umweltbericht Kapitel 2.1.2.1 Biotope und Pflanzen).  
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5. Energiekonzept 
 
Die Landeshauptstadt Hannover strebt an, die CO2-Emissionen im Stadtgebiet bis 2020 ge-
genüber 1990 um 40% zu verringern. Daher werden Investoren vor Durchführung des Bauvor-
habens von der städtischen Klimaschutzleitstelle in energetischen Fragen beraten. Themen 
sind die Verbesserung der Gebäudehülle über den gesetzlichen Standard hinaus, die vermehrte 
Energieversorgung durch Kraft-Wärme-Kopplung sowie die Nutzung regenerativer Energiequel-
len. Der Vorhabenträger wurde in dieser Hinsicht am 27.01.2014 durch die Klimaschutzleitstelle 
beraten. 
 
Das effektivste Mittel um langfristig Energie einzusparen ist der Bau von energetisch hocheffi-
zienten Gebäuden, die deutlich höhere Anforderungen an die Wärmedämmung stellen, als dies 
gesetzlich vorgeschrieben ist. Anzustreben ist ein sehr guter baulicher Wärmeschutz mit min-
destens 15% geringeren Transmissions-Wärmeverlusten und einem um 15% geringeren Pri-
märenergiebedarf als nach EnEV 2009 gesetzlich vorgeschrieben (NEH-Plus-Standard) oder 
besser eine Erstellung in Passivhausbauweise. Entsprechende Regelungen sind im Durchfüh-
rungsvertrag enthalten: 
- Die Gebäude werden an das städtische  Fernwärmenetz angeschlossen.  
- Die Gebäude werden im Niedrighausenergiestandard NEH-Plus realisiert.  
- Durch Anschluss an die Fernwärme wird zusammen mit dem NEH-Plus-Standard der KfW-

70-Standard erreicht.  
- Für die Wohnungen ist eine feuchtegesteuerte Abluftanlage vorgesehen.  
- Die Wohn- und Aufenthaltsräume sind mit ihren großen Fensterflächen nach Süden ausge-

richtet und ermöglichen damit die Passivnutzung der Sonnenenergie. 
- Für den sommerlichen Wärmeschutz werden außenliegende Verschattungseinrichtungen 

vorgesehen. 
- Die Flachdächer der Gebäude werden so vorbereitet, dass die Installation einer Photovolta-

ikanlage problemlos möglich ist. 
- Die Dachflächen der Staffelgeschosse und der Ostteil der Terrassenflächen des südlichen 

Baukörpers erhalten eine extensive Begrünung. 
 
Zum NEH-Plus-Standard ist anzumerken, dass gemäß den ökologischen Standards der Stadt 
der Primärenergiebedarf um mindestens 15 % geringer gegenüber den Anforderungen der 
Energieeinsparverordnung (EnEV) 2009 und die Transmissionswärmeverluste (HT‘-Wert) eben-
falls um 15 % geringer liegen, als die des Referenzgebäudes nach EnEV 2009. Mit in Kraft-
Treten der EnEV-Novellierung zum 01.05.2014 gelten dieselben  städtischen prozentualen Ver-
besserungen bezogen auf die EnEV 2014. Da es gesetzlich keine Verschärfung gibt, bleibt die 
Anforderung bestehen. Mit der EnEV 2014 ist festgelegt, ab 01.01.2016 einen um 25 % gerin-
geren Primärenergiebedarf einzuhalten. Daher fällt die städtische Forderung mit Bauantragstel-
lung ab 2016 weg und der höhere gesetzliche Wert ist einzuhalten. Die Unterschreitung des 
HT‘-Wertes um 15 % bezogen auf das Referenzgebäude ist jedoch nach wie vor einzuhalten, 
da diesbezüglich keine gesetzliche Verschärfung vorgesehen ist. 
6. Ver- und Entsorgung, soziale Infrastruktur 
 
Das Plangebiet ist erschlossen. Die Anschlussbestimmungen der jeweiligen Versorgungsträger 
werden eingehalten.  
 
Fernwärme 
Westlich des Plangebietes ist eine Fernwärmeleitung der Stadtwerke Hannover vorhanden, an 
die das Bauvorhaben angeschlossen werden soll. Hierfür ist ein neuer Versorgungsanschluss 
erforderlich.  
 
Löschwasser 
Die zentrale Löschwasserversorgung für das Plangebiet ist durch die Stadt Hannover als 
Grundschutz sicherzustellen. Hierzu sind mit mindestens 96 m3/h für eine Löschzeit von min-
destens zwei Stunden in einem Radius vom maximal 300 m die entsprechenden Löschwasser-
mengen bereitzustellen. Über das vorhandene Leitungswassernetz im Plangebiet mit Nennwei-
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ten von 100 mm ist die Löschwasserversorgung quantitativ ausreichend gewährleistet. Weitere 
Hydranten sind wahrscheinlich nicht notwendig. 
 
Niederschlagswasser 
Ein Regenwasserkanal ist im Bereich des Plangebietes nicht vorhanden. 
Da das Plangebiet für eine Versickerung des anfallenden Niederschlagswasser grundsätzlich 
geeignet ist, sollen hierfür auf dem jeweiligen Grundstück die notwendigen Flächen hergerichtet 
und vorgehalten werden. Dabei ist zu berücksichtigen, dass durch die Begrünung der Dachflä-
chen auf den Wohngebäuden und der Tiefgarage Verdunstungsflächen geschaffen werden, die 
zu einer Reduzierung und zeitversetzten Abgabe der zu versickernden Niederschlagsmengen 
beitragen. Der entsprechende Nachweis wird im Rahmen des Bauantragsverfahrens erbracht. 
Die  Planung und Ausführung der Niederschlagswasserversickerung ist grundsätzlich gemäß 
dem Stand der Technik auf der Grundlage des DWA-Arbeitsblattes A 138, "Planung, Bau und 
Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser" (Deutsche Vereinigung für 
Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e. V. - Januar 2002) durchzuführen. 
Die Versickerung von Niederschlagswasser, das auf Dach- oder Wegeflächen von Wohngrund-
stücken anfällt, ist erlaubnisfrei. Ansonsten ist für die Versickerung von Niederschlagswasser 
grundsätzlich eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich. Antragsunterlagen sind hier mindes-
tens 6 Wochen vor Baubeginn für die Durchführung eines Erlaubnisverfahrens bei der Unteren 
Wasserbehörde der Region Hannover einzureichen.  
 
Grundwassernutzung 
Sofern im Zusammenhang mit der Bautätigkeit das Entnehmen oder Ableiten von Grundwasser 
erforderlich ist und damit eine Grundwassernutzung stattfindet, bedarf es grundsätzlich einer 
wasserrechtlichen Erlaubnis. Erlaubnisfrei ist lediglich die vorübergehende Grundwasserbenut-
zung, d. h. eine Absenkung während der Baumaßnahme in geringer Menge (insgesamt weniger 
als 5.000 m³). Antragsunterlagen sind mindestens 6 Wochen vor Beginn der geplanten Maß-
nahme für die Durchführung eines Verfahrens nach §§ 8, 9 und 10 WHG bei der Unteren Was-
serbehörde der Region Hannover (Team Gewässer- und Bodenschutz LHH, OE 36.12) einzu-
reichen. 
 
Abfallentsorgung 
Für die Abfallentsorgung ist aha (Zweckverband Abfallwirtschaft Region Hannover) zuständig.  
Direkt am Läuferweg zwischen der Tiefgaragenzufahrt und dem privaten Erschließungsweg 
wird ein ebenerdiger Standplatz für die Privatabfälle der Wohnungen aus beiden Gebäuden 
vorgesehen. Dieser Standplatz liegt ca. 30 m von dem Wendebereich vor dem Grundstück Läu-
ferweg Nr. 9 entfernt. Die Abfallbehälter sollen von aha zum Haltepunkt des Leerungsfahrzeu-
ges transportiert werden.  
 
Kindertagesstätten 
Aufgrund der zu erwartenden zusätzlichen ca. 10 Wohnungen sind lediglich 1 bis 2 zusätzliche 
Plätze in Kindertagesstätten erforderlich. Dieser zusätzliche Bedarf kann in den angrenzenden 
Einrichtungen im Stadtbezirk aufgefangen werden. Die nächst gelegenen Kindertagesstätten 
liegen in ca. 550 m Entfernung am Kapellenbrink und in ca. 650 m Entfernung an der Posener 
Straße sowie in ca. 900 m Entfernung am Oststadtkrankenhaus.   

7. Umweltbelange  
 
7.1  Umweltprüfung / Artenschutz 
 
Zur Umsetzung der Baumaßnahme werden Gartenflächen überplant, die bisher als private 
Grünflächen bzw. in dem nordwestlichen Teilstück als öffentliche Grünverbindung in Verbin-
dung mit einer Fläche für Naturschutzmaßnahmen in den rechtskräftigen Bebauungsplänen 
festgesetzt sind. Die privaten Gärten weisen heute vorrangig Scherrasen sowie einige Pflanz-
beete und Obstbäume geringer Höhe auf, das Flurstück 56/4 (ehemaliger Pachtgarten) liegt 
brach. Die Gärten sind untereinander sowie zu den angrenzenden Fuß- und Radwegen durch 
Strauchreihen abgegrenzt. Entlang der öffentlichen Wegeflächen ist z.T. auch älterer Baumbe-
stand vorhanden. Dieser Gehölzbestand kann bei der geplanten Wohnbebauung nicht gehalten 
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werden. Die Bestimmungen der Baumschutzsatzung finden deshalb Anwendung (siehe hierzu 
auch Kapitel 4.4.2). 
 
Der Läuferweg ist als öffentliche Verkehrsfläche und als Teil der öffentlichen Grünverbindung 
(Fuß- und Radweg) bereits heute z.T. durch eine Asphaltdecke, z.T. durch Betonpflaster ver-
siegelt, lediglich die Seitenräume sind unbefestigt. Um die verkehrliche Erschließung des künfti-
gen Baugrundstückes und insbesondere auch die Befahrbarkeit für Sonderfahrzeuge (Müll- / 
Notfallfahrzeug) zu gewährleisten, wird in Teilbereichen eine Ergänzung der bisherigen Wege-
befestigung erforderlich. 
 
Insgesamt wird somit durch die Überplanung und Umstrukturierung der bisherigen Gartenflä-
chen ein Eingriff in Natur und Landschaft eingeleitet. Es wird eine Umweltprüfung nach § 2a 
BauGB durchgeführt, bei der der Umfang des Eingriffes ermittelt und bewertet wird sowie die 
notwendigen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen festgelegt werden. Die Ergebnisse dieser 
Umweltprüfung liegen mit dem Umweltbericht der Planungsgruppe Landespflege, Hannover als 
eigenständiger Teil der Begründung  vor.  
 
Danach ergeben sich durch das Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen für die 
Schutzgüter Biotope, Pflanzen und Tiere, Boden und das Landschaftsbild. Biotope und Pflan-
zen, incl. von nach Baumschutzsatzung geschützter Einzelbäume, werden irreversibel verän-
dert. Weitere Beeinträchtigungen sind für Brutvögel zu erwarten, deren Neststandorte zerstört 
werden sowie für Fledermäuse, deren Jagdhabitate verloren gehen. Artenschutzrechtliche Kon-
flikte ergeben sich aus diesen Beeinträchtigungen jedoch nicht. Das Schutzgut Boden wird 
durch Überbauung und Versiegelung großer Teilflächen des Plangebietes in erheblichem Um-
fang gestört. Das Landschaftsbild wird durch den Verlust vieler naturnaher Elemente (Einzel-
bäume, Hecken) beeinträchtigt. Alle Beeinträchtigungen sind kompensationspflichtig im Sinne 
der Eingriffsregelung (§1a Abs.3 BauGB). 
 
Die Kompensation in dem Plangebiet (für Boden, Wasser, Biotope, Landschaftsbild) besteht in 
der vollständigen Versickerung des Regenwassers, der Anlage einer Gartenfläche und der 
Pflanzung von 18 neuen Bäumen. Zusätzlich wird als externe Maßnahme eine weitere Kom-
pensationsfläche angelegt, die auch die Neupflanzung von 17 Bäumen umfasst (siehe Abschnitt 
4.4.2). Der Eingriff kann damit ausgeglichen werden.  
 
7.2  Lärmschutz 
 
Für das Bauvorhaben wurde ein Lärmgutachten erstellt (GTA – Gesellschaft für Technische 
Akustik mbH, Hannover), um einerseits die von den öffentlichen Verkehrswegen ausgehenden 
Geräuschemissionen (Podbielskistraße mit Stadtbahnlinie und Haltestelle auf der Noltemeyer-
brücke sowie der Buswendeschleife im Westen, Groß-Buchholzer-Kirchweg im Osten und Mit-
tellandkanal im Norden) und deren Einwirkungen auf das Bauvorhaben zu ermitteln, anderer-
seits aber auch mögliche Auswirkungen durch die geplante Tiefgarage auf das Bauvorhaben 
selber und auf die unmittelbare Nachbarschaft zu überprüfen. Dabei sind folgende Grenzwerte 
bei der Bewertung zu berücksichtigen:   
 
- Lärm, der auf das Plangebiet einwirkt 

Grundlage für eine schalltechnische Beurteilung von städtebaulichen Planungen bildet im 
Allgemeinen die DIN 18005. Danach sind in allgemeinen Wohngebieten, zu denen das Plan-
gebiet hinzuzurechnen ist, Orientierungswerte am Tag (6:00 bis 22:00 Uhr) von 55 dB(A) und 
in der Nacht (22:00 bis 6:00 Uhr) von 45 dB(A) bzw. von 40 dB(A) einzuhalten. Dabei soll bei 
zwei angegebenen Nachtwerten der niedrigere für Industrie-, Gewerbe- und Freizeitlärm so-
wie für Geräusche von vergleichbaren öffentlichen Betrieben gelten. Demnach ist der höhere 
Nachtwert für den Einfluss von Verkehrslärm zu berücksichtigen. 

- Geräuschemissionen durch die Tiefgarage 
Für die Beurteilung von anlagenbezogenen Geräuschen (hier die Tiefgarage) ist die TA Lärm 
heranzuziehen. Nach Abschnitt 6.1 sind demnach durch Anlagen in allgemeinen Wohngebie-
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ten am Tag (6:00 bis 22:00 Uhr) 55 dB(A) und in der Nacht (22:00 bis 6:00 Uhr) von 40 
dB(A) einzuhalten. Einzelne kurzzeitige Geräuschspitzen dürfen die Immissionsrichtwerte am 
Tage um nicht mehr als 30 dB(A) und in der Nacht um nicht mehr als 20 dB(A) überschrei-
ten. 

Bei Geräuschübertragungen innerhalb von Gebäuden oder bei Körperschallübertragung be-
tragen die Immissionsrichtwerte für den Beurteilungspegel für betriebsfremde schutzbedürfti-
ge Räume nach DIN 4109, Ausgabe November 1989, unabhängig von der Lage des Gebäu-
des tags 35 dB(A) und nachts 25 dB(A). Dabei dürfen einzelne kurzzeitige Geräuschspitzen 
die Immissionsrichtwerte um nicht mehr als 10 dB(A) überschreiten. 

Zusammenfassend kommt das Gutachten zu folgenden Ergebnissen: 
 
Lärm, der auf das Plangebiet einwirkt 

- Die Orientierungswerte für allgemeine Wohngebiete werden im Plangebiet durch den Ver-
kehrslärm sowohl tags als auch nachts deutlich überschritten, um bis zu 10 dB(A). Nur an 
der Südfassade des südlichen Baukörpers und im Erdgeschoss der Südfassade des nördli-
chen Baukörpers sind die genannten Orientierungswerte teilweise eingehalten. 

- Eine Anordnung von Außenwohnbereichen (Balkonen) an den Südfassaden ist aufgrund der 
Eigenabschirmung durch die Gebäude möglich. An einzelnen Fassadenabschnitten können 
sich aber Überschreitungen des Orientierungswerts um bis zu rd. 3 dB(A) am Tage ergeben 
und im Bereich der Dachterrassen können Überschreitungen zwischen 3 und 7 dB(A) am 
Tage nicht ausgeschlossen werden. Hier kann eine Geräuschminderung mit lokalen Maß-
nahmen erzielt werden (wie transparente Schallschirme auf den Dachterrassen, schallabsor-
bierende Decken im Bereich der Balkone).  

- Grundsätzlich sind aufgrund der Lärmimmissionen im Plangebiet passive bauliche Schall-
schutzmaßnahmen an allen Fassaden der geplanten Bebauung erforderlich. Geht man je-
doch davon aus, dass übliche, den Anforderungen der Energieeinsparverordnung genügen-
de Fenster Bau-Schalldämm-Maße von bis zu 32 dB aufweisen, so sind bei einem geplanten 
Fensterflächenanteil von bis zu 60% und einer massiven Bauweise der Außenwände nur an 
der Nordfassade des nördlichen Baukörpers höhere Anforderungen an die Schalldämmung 
der Fenster zu stellen. Für die zum Schlafen genutzten Räume ist an allen Fassaden ein 
ausreichender Luftwechsel bei geschlossenen Fenstern zu gewährleisten. 

- Eine deutliche Wahrnehmung der Geräusche von Binnenschiffen in Innenräumen bei ge-
schlossenen Fenstern kann nicht ausgeschlossen werden. Auf diese Situation wird mit einer 
entsprechenden Ausrichtung der Grundrisse reagiert, in dem die Aufenthaltsräume, soweit 
möglich, auf der lärmabgewandten Gebäudeseite angeordnet werden.  

Geräuschimmissionen in der Nachbarschaft  durch die Tiefgarage 

Im Allgemeinen ist die Errichtung notwendiger Einstellplatze aus Sicht des Geräuschimmissi-
onsschutzes auch bei Überschreiten der maßgeblichen Richtwerte ohne weiteres möglich, da in 
Wohngebieten Pkw-Verkehre ortsüblich sind. Beurteilungsrelevant sind allerdings atypische 
Häufungen, wenn davon ausgegangen werden muss, dass die derzeit vorhandene Geräuschsi-
tuation zukünftig verändert wird. In der Tiefgarage sind insgesamt 14 Stellplätze vorgesehen. 
 
Nach den Berechnungen des Lärmgutachtens werden mit den aus der Tiefgaragennutzung re-
sultierenden prognostizierten Geräuschimmissionen an den beiden nächstgelegenen Wohnge-
bäuden Läuferweg 7 und 8 die Immissionsrichtwerte der TA Lärm für allgemeine Wohngebiete 
am Tage und in der Nacht durch den Mittelungspegel unterschritten. Damit führt die Errichtung 
der Tiefgarage an der umliegenden schutzbedürftigen Wohnbebauung nicht zu Immissionskon-
flikten.  
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Zusammenfassende Bewertung zum Lärmschutz 

Auf der Grundlage des Lärmschutzgutachtens wird unter Berücksichtigung der Anforderungen 
der Energieeinsparverordnung an Außenbauteile in Verbindung mit der vorgesehenen Komfort-
lüftung und der Dreifachverglasung der Fenster sowie der Lärmschutzverglasung an der dem 
Mittellandkanal zugewandten Nordseite des nördlichen Baukörpers der Lärmschutz im Wesent-
lichen erreicht.  

Unter Beachtung der vorgenannten Ausführungen sowie der vorgesehenen Maßnahmen zum 
Lärmschutz an den Gebäuden ist sichergestellt, dass innerhalb des Plangebietes für die künfti-
gen Bewohnerinnen und Bewohner des Bauvorhabens gesunde Wohnverhältnisse mit ausrei-
chender Belichtung und Belüftung der Räume sowie attraktiver Außenwohnbereiche hergestellt 
werden können und Beeinträchtigungen der schutzwürdigen Wohnbebauung in der Nachbar-
schaft vermieden werden.  
 

7.3  Gewässerschutz 
 
Die Region Hannover – Team Städtebau weist darauf hin, dass der Mittellandkanal als Gewäs-
ser I. Ordnung an der nördlichen Grenze des Plangebietes liegt und das Gewässer im Sinne 
des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) bis zur Böschungsoberkante des Gewässers reicht. 
 
Für den Mittellandkanal als Gewässer I. Ordnung ist gemäß § 38 WHG im Außenbereich der 
gesetzlich festgesetzte Gewässerrandstreifen in einer Breite von 5 m (ab Böschungsoberkante 
bemessen) zu berücksichtigen. Eigentümer und Nutzungsberechtigte sollen Gewässerrandstrei-
fen im Hinblick auf ihre ökologischen Funktionen erhalten. Im Gewässerrandstreifen ist insbe-
sondere verboten: 
 
- das Entfernen von standortgerechten Bäumen und Sträuchern, ausgenommen die Entnah-

me im Rahmen einer ordnungsgemäßen Forstwirtschaft, sowie das Neuanpflanzen von 
nicht standortgerechten Bäumen und Sträuchern, 

- der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, ausgenommen die Anwendung von Pflan-
zenschutz- und Düngemitteln, soweit durch Landesrecht nichts anderes bestimmt ist, und 
der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen in und im Zusammenhang mit zugelassenen 
Anlagen. 

- Sollte die Einleitung von Niederschlagswasser in den Mittellandkanal geplant sein, ist hierfür 
eine wasserrechtliche Erlaubnis gem. §§ 8ff WHG erforderlich. 

 
Nach dem derzeitigen Kenntnisstand wird das Plangebiet durch den Mittellandkanal als Gewäs-
ser I. Ordnung sowie den gesetzlich festgesetzten Gewässerrandstreifen nicht überlagert. 
 

7.4  Altlasten / Verdachtsflächen 
 
Im Bereich des Plangebietes sind zum jetzigen Zeitpunkt keine Altlasten oder Verdachtsflächen 
bekannt. 
 
Wegen vorhandener Hinweise auf künstliche Auffüllungen ca. 40 m westlich des Plangebietes 
wurden 2010 von der Stadt Hannover Handschürfe über die Fläche verteilt durchgeführt. In kei-
nem Schurf konnte künstliche Auffüllung nachgewiesen werden.  
 

8.  Durchführungsvertrag 
Die Fa. Gundlach GmbH & Co.KG, Hannover, hat mit Schreiben vom 04.03.2013 die Einleitung 
eines Bebauungsplanverfahrens nach § 12 BauGB beantragt und einen Vorhaben- und Er-
schließungsplan vorgelegt.  
 
In einem Durchführungsvertrag mit der Landeshauptstadt Hannover geht der Vorhabenträger 
folgende Verpflichtungen ein: 
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- Durchführungsverpflichtung für das Bauvorhaben 
- Freiflächenplan   
- Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen im Zusammenhang mit dem Bauvorhaben und nach 

Baumschutzsatzung, 
- Herrichtung bzw. Ergänzung der bisherigen Wegebefestigung des Läuferweges 
- Effektive Energienutzung / Energetische Ausgestaltung des Bauvorhabens 
- Festlegung und Sicherung der Schallschutzmaßnahmen 
 

9.  Kosten für die Stadt 
 
Die Umsetzung der Planung soll kurzfristig erfolgen. Der Stadt entstehen dadurch keine Kosten, 
die entsprechenden Regelungen erfolgen im Durchführungsvertrag.  
 
Durch den Verkauf des Flurstücks 56/4 (ehemaliger Pachtgarten) im Süden des Baugebietes 
hat die Stadt bereits Einnahmen erzielt. 
 
 
10.  Anhang: Umweltbericht (als eigenständiger Teil der Begründung) 
 
 
 

 

 

Die Begründung wurde ausgearbeitet vom 
Planungsbüro Petersen (Architekten und 
Stadtplaner),  
Am Uhrturm 1-3, 30519 Hannover 
 
 
 
 
 
 
(Silvia Petersen) 
 
für den Fachbereich Planen und Stadtent-
wicklung, April 2014 
 
 
 
 
 
 (Heesch) 
 Fachbereichsleiter 
 

Der Rat der Landeshauptstadt Hannover hat 
dem Entwurf der Begründung am   
___.___.2014  zugestimmt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
61.13 / ___.04.2014 


